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Aussichten

Papua-Neuguinea ist weit weg
Ich finde es eigenartig, wie das
Sündenregister der Credit
Suisse ein so dominantes
Thema ist, wenn es umdie
Bankenszene geht. Nicht weil
ichmeine, es sei nicht erwäh-
nenswert. Aber ganz nach dem
bekanntenGedanken, wonach
Schweigen eine Form von
Kommunikation darstellt, fällt
mir auf, dass die UBS und ein
Bericht der Untersuchungs-
kommission zu einemKredit-
geschäft der UBSmit Papua-
Neuguinea (PNG) in der
Schweiz ausser SRF («Echo
der Zeit») niemanden zu
interessieren scheinen. Ist
Papua-Neuguinea zuweit weg?
Immerhin geht es um eine
schweizerische Grossbank.

Es war die UBS Australia, die
das fragliche Geschäft unter
Umständen abgewickelt hat,
diemindestens demAnsatz

nach an den Fall Mosambik
der Credit Suisse erinnern.
Jedenfalls sind die (von der
UBS bestrittenen) Vorwürfe
der unabhängigen Untersu-
chungskommission zu diesem
im Jahr 2014 abgeschlossenen
Deal happig.

Selbst wenn die Geschäfte
nicht in der Schweiz aufge-
gleist und getätigt wurden,
muss sich die Finanzmarktauf-
sicht (Finma) damit befassen.
Siemuss prüfen, ob die UBS
das schweizerische Aufsichts-
recht eingehalten hat. Also
gehe ich davon aus, dass sich
die Finmamit dem einschlägi-
gen, umfassenden Bericht vom
Februar 2022 auseinander-
setzt, der im Parlament von
Papua-Neuguinea eineDebat-
te ausgelöst hat. DieMedien
in der Schweizmüssten das
meines Erachtens aufnehmen.

Die Untersuchungskommis-
sion fordert die australische
Finanzaufsichtsbehörde auf,
gegen die UBS eine Untersu-
chung einzuleiten. DerMinis-
terpräsident verlangte zudem,
die australische Einheit der
UBS sowie die involvierten
Banker undweitere Firmen,
die bei diesemGeschäft als
Finanz- und Rechtsberater
agierten,mit einem zehnjähri-
genGeschäftsverbot in Papua-
Neuguinea zu belegen.

Wie geht das nunweiter?
Gefordert ist die australische
Finanzmarktaufsicht; sie ist
die lokal zuständige Behörde,
die den Bericht auswerten und
weitere Schritte abwägen
muss. Die Schweizer Auf-
sichtsbehörde ihrerseits hat
unabhängig vom australischen
Vorgehen insbesondere zu
prüfen, wie es sich damit

verhält, dass der UBS konkrete
Vorwürfe gemacht werden, die
durchaus die Frage der Ge-
währ für eine einwandfreie
Geschäftstätigkeit aufwerfen.
Es geht nicht nur umdie
Legalität, sondern ebenso um
die Legitimität des Geschäfts.
Es sollen gemäss Untersu-
chungsbericht dem sehr, sehr
armen Land von der UBS 132
MillionenDollar ungerecht-
fertigt in Rechnung gestellt
worden sein und es wird weiter
der Vorwurf erhoben, Vertre-
ter der Bank hätten staatliche
Entscheidungsträger bedroht,
um das Kreditgeschäft zum
Abschluss zu bringen. Zudem
hätten die Banker staatliche
Entscheidungsträger in die
Irre geführt und das Geschäft
sei nicht transparent gewesen.

Ich gehe davon aus, dass die
Finmamit der UBS sowiemit

der Finanzmarktaufsicht in
Australien Kontakt aufgenom-
men hat, denn sie hat die
konsolidierte Aufsicht über
den Konzern. Dass die Finma
nicht öffentlichmitteilt, ob
undwie sie agiert, entspricht
den geltenden Regeln. Darum
geht esmir nicht; ebenso
wenig darum, eine Bewertung
vorzunehmen.Mich stört das
Schweigen über den Fall von
Seiten derWirtschaftspresse.
Es gibt von ihr keine eigenen
Recherchen.

Nach der Lektüre des Berichts
stellen sich viele Fragen, die
für den Finanzplatz Schweiz
und nicht nur für die Insider
am Paradeplatz oder bei der
Aufsicht in Bern von Belang
sind.Was hat dasMutterhaus
in der Schweiz gewusst? Gab
es Einflussnahmen auf die
UBS Australia? Die Korrup-

tionsrisiken, das Länderrisiko
insgesamt in diesem Insel-
staat, wie ging die UBS damit
um?Gab es ein Versagen in
der Schweiz?Wie ist esmög-
lich, dass bei diesemDeal–
wie im Fall Mosambik – die
Verfassung des verarmten
Staats verletzt wurde.Wo
arbeiten die Verantwortlichen
des Investment Banking
Australia, die das Geschäft
durchgedrückt haben, heute?
Will das niemandwissen?
Auch keine NGO?

Monika Roth
Professorin und
selbstständige Rechtsanwältin

Hoffen und Bangen für die Aktionäre
Einige Tage nach der Suspendierung von der SIX hat das Baarer UnternehmenBlackstone Resources überraschend
angekündigt, einen Börsenwechsel vollziehen zuwollen. Ein Experte sagt, was dies für die Aktionäre bedeutet.

Christopher Gilb

«Da geht es ja noch viel weiter
abwärts. Jetzt kannman ja noch
nicht mal mehr aussteigen,
wenn der Handel ausgesetzt
ist», ärgerte sich ein potenziel-
ler Blackstone-Resources-Ak-
tionär am vergangenen Freitag
in einem Forum. Kurz davor
war bekannt geworden, dass
die SIX-Regulierungsbehörde
(SER) die Aktien des Baarer
Rohstoff- und Batterietechno-
logieunternehmens bis aufwei-
teres vom Handel suspendiert
(wir berichteten). Seit dem
30. Juni abends steht der Kurs
unverändert bei 42 Rappen.
Weitere Details dazu gibt die
Börsenaufsicht aufAnfrage die-
ser Zeitung nicht bekannt und
verweist auf das betroffene
Unternehmen, dochBlackstone
selbst hat sich bis heute zum
Grund nicht geäussert.

Der renommierte Wirt-
schaftsrechtler Peter V. Kunz
hat eineVermutung zumGrund
für die Suspendierung.Auchdie
Börsenaufsicht, so Kunz, funk-
tioniere nach dem Motto: Wo
viel Rauch ist, könnte auchFeu-
er sein. Mit Rauchmeint er die
verschiedenen Vermutungen,
die gegenBlackstoneResources
im Raum stehen; der Vorwurf
der Marktmanipulation durch
die Finanzmarktaufsicht Fin-
ma, die von der Börsenaufsicht
SERunterstelltenVerletzungen
von Vorschriften der Rech-
nungslegung – beideswird vom
Unternehmen bestritten. Dazu
kommt, dass Blackstone Re-
sourcesmit demgeprüften Jah-
resabschluss 2021 bekanntlich
imHintertreffen ist.

Das sei schon relativ viel
Rauch, ob es auch Feuer gebe,
sei nicht klar, denn natürlich
gelte dieUnschuldsvermutung,
so Peter V. Kunz. «Aber zum
Schutz der Integrität des Fi-
nanzplatzes ist es richtig, wenn

die Börsenaufsicht in so einem
Fall handelt, bis sich die Vor-
würfe geklärt haben.» Dass es
überhaupt so weit komme, sei
äussert selten, soPeterV.Kunz.
«InderRegel sorgen alleine die
Anforderungen für denBörsen-
gangdafür, dass es danach auch
zu keinen Komplikationen die-
ser Form kommt.»

Blackstone setzt
aufÜbersee
AmMittwochnunhatBlacksto-
ne Resources überraschend
mitgeteilt, sich komplett von
der Schweizer Börse zurückzie-
hen zu wollen. Der Verwal-
tungsrat habe sich dazu ent-

schlossen, vorerst ein Going
Private durchzuführen.DieAk-
tien würden an der Schweizer
Börse dekotiert; ein entspre-
chender Antrag gehe «heute»
an die SIX, so Blackstone.
Gleichzeitig, wie die «Finanz
undWirtschaft» schreibt, wer-
de einWechsel an andere inter-
nationaleHandelsplätze vorbe-
reitet. «Wir planen jetzt, den
Börsengang an der deutschen,
englischenoder der amerikani-
schenBörse inKürze vorzuneh-
men»,wirdFirmengründer und
CEOUlrichErnst in derMittei-
lung zitiert.

DenndieZukunft derBatte-
rietechnologie liege «vor allem

in denUSA undDeutschland».
Das Marktumfeld in der
Schweiz beschränke europäi-
sche Investitionen «leider» in
hohem Masse. Das gehe auch
auf aktuelle Restriktionen der
EuropäischenUniongegenüber
der SIX zurück. Gleichzeitig
hiessen ausländische Kapital-
märkte, das Marktumfeld und
die Regulatoren Hightech-
Unternehmen wie Blackstone
willkommen, so dieMitteilung.
«Das Interesse von Investoren
und die Bewertungen von Mit-
bewerbern zeigen dies eindeu-
tig», schreibt Blackstone.

Die Blackstone-Aktionäre
können ihre Anteile vorerst nur

noch privat kaufen und verkau-
fen, erklärte das Unternehmen
weiter. Sie behielten aber ihre
Dividendenberechtigung. «Die
Aktionäremüssensichetwasge-
dulden, bis ein neuer IPO oder
ein Reverse Merger und ein
Handel organisiert ist.»Siewür-
den dann direkt informiert.

ExpertemachtAktionären
wenigHoffnung
Eine solche freiwilligeDekotie-
rung bedeute für Aktionäre ein
Hoffen und Bangen, sagt Peter
V. Kunz. Denn es könne nicht
damit gerechnet werden, dass
die SIX noch vor der Dekotie-
rung die Suspendierung aufhe-

be, entsprechend müssten die
jetzigen Aktionäre auf einen
neuenMarkt, also eine zukünf-
tige Börse, hoffen. «Und kein
Unternehmenhat dieGarantie,
dass eine Kotierung woanders
funktioniert. Gerademit dieser
Vorgeschichtewerden auch an-
dere Börsen genau hinschau-
en», so Kunz. Auch wenn eine
Neukotierung funktioniere, sei
es nicht klar, dass dieAktie dort
nicht zu einem viel tieferen
Preis gehandelt werde und die
Aktionäre Verluste einfahren
würden. «Niemand hat einen
Anspruch auf einen festen
Preis, dieserwird vomMarkt je-
weils neu geregelt.»

Blackstone Resources: Das Baarer Unternehmen sucht sich einen neuen Handelsplatz. Bild: Keystone

«ZumSchutz
der Integritätdes
Finanzplatzes ist es
richtig,wenndie
Börsenaufsicht in so
einemFall handelt,
bis sichdieVorwürfe
geklärthaben.»

PeterV.Kunz
Wirtschaftsrechtler
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